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5.1 Allgemeines 

Das Maß der baulichen Nutzung stellt den Oberbegriff für die unterschiedlichen städtebaulichen Parameter dar, mit 

denen die Dichte und die Höhenentwicklung der Bebauung bestimmt werden. Des Weiteren wird durch das Maß der 

baulichen Nutzung festgelegt, mit welcher Intensität Flächen bebaut und versiegelt werden dürfen.  

Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO. Das 

Nutzungsmaß kann nach § 16 Absatz 2 BauNVO durch verschiedene Festsetzungen bestimmt werden: 

 Grundflächenzahl (GRZ) oder Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen (GR), 

 Geschossflächenzahl (GFZ) oder Größe der Geschossfläche (GF),  

 Baumassenzahl (BMZ) oder Baumasse (BM), 

 Zahl der Vollgeschosse (Z), 

 Höhe baulicher Anlagen (HA). 

Hierbei handelt es sich um eine Aufzählung gleichrangiger Faktoren zur Bestimmung des Maßes der baulichen Nut-

zung. Bei der Festsetzung ist zu entscheiden, welche der Maßfaktoren zur geordneten städtebaulichen Entwicklung 

erforderlich sind. Dabei sind die Grundsätze der Bauleitplanung in § 1 BauGB, das Gebot der planerischen Konflikt-

bewältigung und der planerischen Zurückhaltung zu beachten. 

Wenn im Bebauungsplan Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung getroffen werden sollen, ist jedenfalls 

eine Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen festzusetzen. Das gilt auch für die 

Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbe-

sondere das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können (§ 16 Abs. 3 BauNVO). 

Das im Bebauungsplan festgesetzte Maß der baulichen Nutzung gilt für jedes einzelne vorhandene oder neu zu bil-

dende Baugrundstück. Dabei kann das Maß der baulichen Nutzung auch für Teile eines Baugebiets (Abb. 5/1), für 

einzelne Grundstücke (Abb. 5/2), Grundstücksteile (Abb. 5/3) oder für Teile baulicher Anlagen unterschiedlich fest-

gesetzt werden. Auch für bauliche Anlagen auf anderen Flächen, z.B. Gemeinbedarfs-, Versorgungsflächen sowie 

auf Grünflächen ist das Maß der baulichen Nutzung festzusetzen. 

 

   

Abb. 5/1 Abb. 5/2 Abb. 5/3 

Alle Verhältniszahlen (GRZ / GFZ / BMZ) sollten in der Regel als Dezimalzahlen mit einer Nachkommastelle (z.B. 

0,4), Flächenangaben (GR / GF) und Baumassen als gerundete Werte (z.B. 8700 m² oder 12400 m³) festgesetzt 

werden. Im Bebauungsplan wird das Maß der baulichen Nutzung durch Planzeichen festgelegt, die in das Baugebiet 

oder den entsprechend abgegrenzten Teil des Gebiets einzutragen sind.  
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5.2 Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche (GRZ, GR) (§ 19 BauNVO) 

 
 z.B.  GRZ 0,4  Grundflächenzahl, als Höchstmaß 

 

 z.B.  GR 100 m² Grundfläche, als Höchstmaß 

 

Mit der Regelung der zulässigen überbaubaren Grundfläche soll der besonderen Bedeutung der nicht versiegelten 

Grundstücksfläche für die Erhaltung der natürlichen Bodenfunktion und die Verbesserung des Stadtklimas Rechnung 

getragen werden.  

Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sind 

(§ 19 Absatz 1 BauNVO). Aus der maßgebenden Grundstücksfläche multipliziert mit der Grundflächenzahl ergibt 

sich die zulässige Grundfläche (GR). 

Grundflächenzahl (GRZ) = Grundfläche  

       Grundstücksfläche 

Grundfläche (GR)           = Grundstücksfläche x Grundflächenzahl 

 

Definition Baugrundstück 

Ein Baugrundstück ist ein Grundstück, auf dem nach den Festsetzungen des Bebauungsplans auf einer räumlich 

begrenzten Fläche gebaut werden kann. Es kann aus mehreren Flurstücken oder Teilen eines Flurstücks beste-

hen. Bei der Ermittlung der maßgebenden Fläche des Baugrundstücks bleiben solche Flächen außer Betracht, die 

nach ihrer Zweckbestimmung nicht für eine Bebauung vorgesehen sind, hierzu zählen z.B. die Flächen, die vor der 

im Bebauungsplan festgesetzten Straßenbegrenzungslinie liegen oder festgesetzte private Grünflächen (Garten). 

 

 

 

Fläche der privaten Grünfläche zählt nicht  

zum Baugrundstück 

 

 

Abb. 5/4 

Nach § 19 Absatz 2 BauNVO ist die „zulässige Grundfläche“ der Anteil des Baugrundstücks, der von baulichen An-

lagen überdeckt werden darf.  

Bauliche Anlagen sind auf Dauer mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten hergestellte Anlagen mit städte-

baulicher bzw. bodenrechtlicher Relevanz. Auch wenn es sich um einen planungsrechtlichen Begriff handelt, kann 

die bauordnungsrechtliche Definition in § 2 Abs. 1 HBauO regelmäßig herangezogen werden.  

Zu diesen Flächen gehören: 

 Teile der baulichen Anlage, wie z.B. Terrassen oder Pergolen,  

 in den Luftraum hineinragende wesentliche Gebäudeteile, z.B. auskragende Obergeschosse, Balkone, 

Loggien sowie  

 geschlossene Veranden und allseitig geschlossene Wintergärten. 

Das Baugrundstück wird auch durch Anlagenteile „überdeckt“, die in den Luftraum über dem Baugrundstück ragen. 

Anlagenteile, die über das Baugrundstück hinaus ragen, überdecken das Baugrundstück nicht und sind deswegen 
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bei der Berechnung der zulässigen Grundfläche des Baugrundstücks nicht mitzurechnen. Sie müssen aber natürlich 

mit den Festsetzungen in Bezug auf das Nachbargrundstück vereinbar sein. 

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind außerdem folgende bauliche Anlagen mitzurechnen: 

 Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten,  

 Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO, wie z.B. befestigte Wege, Feuerwehraufstellflächen, Geräteräume 

oder Spielhäuschen,  

 bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (z.B. 

Tiefgaragen). 

Jede Art der Versiegelung führt zu einer baulichen Anlage, daher werden alle versiegelten Flächen angerechnet 

(auch wasserdurchlässige Flächen).  

Überschreitungsregelungen nach § 19 Absatz 4 BauNVO 

Die zulässige Grundfläche darf nach § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu 50% überschritten werden, höchstens jedoch bis zu 

einer Grundflächenzahl von 0,8 (Kappungsgrenze). Die Überschreitung darf aber nur durch bestimmte, in § 19 Abs. 

4 Satz 1 BauNVO genannte bauliche Anlagen verursacht werden: 

 Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten,  

 Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO, wie z.B. befestigte Wege, Feuerwehraufstellflächen, Geräteräume 

oder Spielhäuschen und 

 bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (z.B. 

Tiefgaragen). 

Damit kann im Baugenehmigungsverfahren z.B. für Wohngebiete bei einer festgesetzten GRZ von 0,4 eine Gesamt-

GRZ von 0,4 + 0,2 = 0,6 erreicht werden. In Baugebieten in denen bereits eine Obergrenze für die GRZ mit 0,6 fest-

gelegt ist, ist lediglich eine Überschreitung der GRZ bis zur Kappungsgrenze von 0,8 gegeben. 

Ist im Bebauungsplan eine GRZ von 0,8 oder mehr festgesetzt, z.B. in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten oder 

in sonstigen Sondergebieten, finden die Überschreitungsregelungen keine Anwendung. In diesen Fällen schließt die 

zulässige Grundfläche die Grundflächen der Hauptanlagen und der Anlagen, die der Anrechnungsregelung des Sat-

zes 1 unterliegen, ein.  

In Gebieten, die bereits bebaut sind und in denen durch einen Bebauungsplan geänderte Baumöglichkeiten eröffnet 

werden sollen, ist bei der Festsetzung der GRZ oder GR die bereits vorhandene Bebauung einzubeziehen. Stehen 

auf Grundstücken bauliche Anlagen, die außerhalb der festgesetzten überbaubaren Flächen liegen, sind in der Be-

gründung Angaben darüber notwendig, was mit diesen Gebäuden zukünftig geschehen soll (z.B. Bestandsschutz). 

Eckgrundstücke 

Sowohl in Bestandsgebieten als auch bei der Neuaufstellung von Bebauungsplänen kann es die städtebauliche Situ-

ation erfordern, räumlich differenzierte Regelungen zur GRZ / GR zu treffen. Bei Blockrandbebauung kann es not-

wendig sein, für Eckgrundstücke eine höhere Dichte festzusetzen. Dies kann durch Ausnahmen nach § 16 Absatz 6 

BauNVO geschehen oder durch Festsetzung einer höheren GRZ für Teile des Baugebiets nach § 16 Absatz 5 

BauNVO (Differenzierungen) Abb. 5/5. 

 

Abb. 5/5 

Abweichende Bestimmungen im Bebauungsplan (§ 19 Absatz 4 Satz 3 BauNVO) 

Im Bebauungsplan können von den Regelungen des § 19 Absatz 4 Satz 2 BauNVO abweichende Festsetzungen ge-

troffen werden, z.B. größere oder geringere Vom-Hundert-Satz, höhere oder niedrigere Kappungsgrenze als 

GRZ 0,8. Die abweichenden Festsetzungen sind städtebaulich zu begründen; auf jeden Fall sind die in § 1 Absatz 5 
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BauGB enthaltenen Grundsätze einer geordneten städtebaulichen Entwicklung (insbesondere die allgemeinen An-

forderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse) zu berücksichtigen. Bei Überschreitungen ist auch darzule-

gen, wie nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden können. Hierzu können sich im Bebauungs-

plan Festsetzungen eignen, wie z.B. über die Ausgestaltung der Oberflächen von Stellplätzen und ihrer Zufahrten, 

über die Bepflanzung von Grundstücksflächen oder über die Begrünung von Stellplatzanlagen oder Garagendä-

chern. 

Festsetzungen sind durch Text (§ 2) zu treffen; Beispiele: 

Auf dem Flurstück ..... kann die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,3 durch die Grundfläche baulicher 

Anlagen nach § 19 Absatz 4 Satz 1 der Baunutzungsverordnung (Anm.: Datum/Fundstelle) bis zu einer 

Grundflächenzahl von 0,6 überschritten werden. 

Die auf dem Flurstück ..... festgesetzte Grundfläche von ...  m² kann durch die Grundfläche baulicher 

Anlagen nach § 19 Absatz 4 Satz 1 der Baunutzungsverordnung (Anm.: Datum/Fundstelle) bis zu 120 

vom Hundert Satz überschritten werden. 

Baugenehmigungsverfahren 

Nach § 19 Absatz 4 Satz 2 zweiter Halbsatz BauNVO, können im Baugenehmigungsverfahren weitere Überschrei-

tungen der 50 v.H.- Grenze oder der sog. Kappungsgrenze in geringfügigem Ausmaß zugelassen werden.  

Im Einzelfall können im Baugenehmigungsverfahren weitere Überschreitungen - in mehr als geringfügigem Maße -

zugelassen werden, soweit der Bebauungsplan nichts anderes festsetzt, wenn durch die Überschreitung nur gering-

fügige Auswirkungen auf die Bodenfunktion zu erwarten sind oder wenn die Einhaltung der Grenzen zu einer we-

sentlichen Erschwerung der Grundstücksnutzung führen würde (§ 19 Absatz 4 Satz 4 BauNVO). 

 

5.3 Geschossflächenzahl, Geschossfläche (GFZ, GF) (§ 20 BauNVO) 

 z.B.  GFZ 0,7  Geschossflächenzahl als Höchstmaß 

 

 z.B.  GF 500 m² Geschossfläche als Höchstmaß 

 

Die Geschossflächenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Geschossfläche je Quadratmeter anrechenbarer Grund-

stücksfläche zulässig sind (§ 20 Absatz 2 BauNVO). 

Summe der Geschossfläche 

Grundstücksfläche 

Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen zu ermitteln (§ 20 Absatz 3 

BauNVO). Was Vollgeschosse sind, ist in § 2 Absatz 6 HBauO geregelt. Im Gegensatz zu den Regelungen über die 

Anrechnung bei der Ermittlung der Grundfläche bleiben bei der Geschossflächenberechnung Nebenanlagen im Sin-

ne von § 14 BauNVO, Balkone, Loggien, Terrassen sowie bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Ab-

standsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können, unberücksichtigt. Neben der Festsetzung des Höchst-

maßes für die Geschossflächenzahl oder der Größe der Geschossfläche kann zugleich ein Mindestmaß festgesetzt 

werden (z.B. GF 400 m² - 500 m²) (§ 16 Absatz 4 BauNVO). Die Zahl der Vollgeschosse kann auch als zwingend 

festgesetzt werden. 

Aufenthaltsräume in Nicht-Vollgeschossen (§ 20 Abs. 3 Satz 2) 

Im Bebauungsplan kann festgesetzt werden, dass die Flächen von Aufenthaltsräumen in Nicht-Vollgeschossen ein-

schließlich zugehöriger Treppenräume und Umfassungswände bei der Ermittlung der Geschossfläche ganz oder 

teilweise zu berücksichtigen sind.  

Die im Bebauungsplan möglichen Festsetzungen sind durch Text (§ 2) zu treffen; Beispiel: 

In den Wohngebieten mit viergeschossiger Bebauung sind Aufenthaltsräume in Dachgeschossen auf die zu-

lässige Geschossfläche anzurechnen. 

Werden die Festsetzungsmöglichkeiten nach Satz 2 in Anspruch genommen, müssen dafür städtebauliche Gründe 

benannt werden. Als Abwägungsgesichtspunkte kommen die Wohnraumversorgung, die Auswirkungen einer Nicht-

mitrechnung von Aufenthaltsräumen auf die Wohnfolgeeinrichtungen sowie Auswirkungen auf die weitere Infrastruk-

tur als städtebauliche Gründe in Betracht. 
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Berechnung der Geschossfläche bei Galeriegeschossen/Innenhöfen 

Lufträume in Gebäuden sind nur dann auf die Geschossfläche des Vollgeschosses anzurechnen, wenn sie der Nutz-

barkeit der Vollgeschosse dienen (z.B. Treppenräume oder Aufzugsschächte), weil das Vollgeschoss in diesem Luft-

raum über gestufte oder bewegliche Flächen nutzbar gemacht wird. Lufträume, die nicht der Nutzbarmachung eines 

Vollgeschosses dienen (z.B. Lichthöfe oder Galeriegeschosse), werden nicht auf die Geschossfläche dieser Vollge-

schosse angerechnet (Abb. 5/6 und 5/7).  

  

Abb. 5/6 und Abb. 5/7 (in rot mitzurechnende Fläche) 

Geschossfläche als Summenmaß 

Bei der Festsetzung einer auf das Baugebiet bezogenen Gesamt-Geschossfläche muss auf folgendes geachtet wer-

den: 

Die Festsetzung der Geschossfläche darf nicht dazu dienen die Art der Nutzung zu reglementieren. Dies ist z.B. der 

Fall wenn es in einem Baugebiet, bei festgesetzter baugebietsbezogener Geschossfläche, nicht dazu kommt die Art 

der Nutzung zu verwirklichen, weil die GF „aufgebraucht“ ist (z.B. bei abschnittsweiser Entwicklung des Baugebiets). 

Dies widerspräche dem Regelungsansatz der Baugebietstypologie, demzufolge im Geltungsbereich eines Bebau-

ungsplans jedes Baugrundstück für die zulässige Nutzung in Betracht kommen soll, sonst handelt es sich um eine 

widersprüchliche Festsetzung. Solche Festsetzungen können das Tor für ein sog. „Windhundrennen“ eröffnen und 

dazu führen, dass Grundstückseigentümer im Fall der Erschöpfung des Kontingents von der (kontingentierten) Nut-

zung ausgeschlossen sind.  

Um dem vorzubeugen kann eine auf den Baublock oder bei bekannter Parzellierung auf Teilflächen eines Baublocks 

bezogene GFZ festgesetzt werden (Abb. 5/8).  

  

Abb. 5/8 

Bedeutung hat das Thema auch, wenn z.B. die Verkaufsfläche von Einzelhandelsbetrieben in einem Baugebiet mit-

tels der Geschossflächenfestsetzung mittelbar begrenzt werden soll. Auch hier kann es zu Konflikten mit der zulässi-

gen Art der Nutzung kommen. Eine baugebietsbezogene Verkaufsflächenbegrenzung stellt ohne weitere Sicherung 

ihres Objekt-, bzw. Raumbezuges etwa dahin gehend das sich nur ein Handelsbetrieb ansiedeln kann, keine zuläs-

sige Maßfestsetzung nach § 20 BauNVO dar (OVG Münster, 4.2.2013, 2 D 108/11). 
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5.4 Baumassenzahl, Baumasse (BMZ, BM) (§ 21 BauNVO) 

 
z.B. BMZ 3,0  Baumassenzahl, als Höchstmaß 

 

z.B. BM 4000 m³ Baumasse, als Höchstmaß 

 

Auch die Baumassenzahl ist eine Verhältniszahl zur Grundstücksfläche, sie gibt das Volumen (in m³) zur Grund-

stücksfläche an. Die Baumassenzahl (bzw. die Größe der Baumasse) wird überwiegend in Gewerbe-, und Industrie-

gebieten sowie in Sondergebieten nach § 11 BauNVO festgesetzt. 

Volumen 

Grundstücksfläche 

Für die Ermittlung der Baumasse sind unterschiedliche Berechnungen möglich:  

 Bei Gebäuden mit Vollgeschossen ist die Baumasse nach den Außenmaßen des Gebäudes zu ermitteln, 

zwischen dem Fußboden des untersten Vollgeschosses und der Decke des obersten Vollgeschosses. Auf-

enthaltsräume in anderen Geschossen als Vollgeschosse sind einschließlich der zu ihnen gehörenden 

Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände und Decken anders als bei der Geschossfläche 

stets mitzurechnen. 

 Bei baulichen Anlagen, bei denen eine Berechnung der Baumasse nach Satz 1 nicht möglich ist, ist die tat-

sächliche Baumasse zu ermitteln.  

Durch die Festsetzung der Baumassenzahl kann bspw. bei Industrie- und Lagerhallen das Volumen festgesetzt wer-

den (Abb.5/9).  

 

Abb. 5/9 

In Industrie-, Gewerbe-, und Sondergebieten soll häufig eine großzügige flächenhafte Ausweisung der überbaubaren 

Grundstücksfläche im Baugebiet erfolgen, da dort regelhaft die genauen Baukörperabmessungen während der 

Planaufstellung noch nicht bekannt sind. Hier kann durch die Festsetzung der BMZ das Volumen der Baumasse be-

stimmt werden. Diese Festsetzung ermöglicht eine flexible und reversiblere Verteilung des auf dem Baugrundstück 

zulässigen Volumens. 

Beispiel: 

Grundstücksfläche  3000 m² 

Baumassenzahl  5 

Daraus ergibt sich eine Baumasse von  

15000 m³ (3000 x 5) 

 

Die Baumasse kann sich z.B. auf ein Volumen von 30 x 50 x 10 (b x l x h) oder aber auch auf ein Volumen von 20 x 

50 x 15 verteilen. Wenn aus städtebaulichen Gründen noch die Höhe als maximales Maß festgesetzt wird, ist die 

Grundfläche des Baukörpers flexibler. Bei einer festgesetzten maximalen Höhe von 15 m kann die Grundfläche z.B. 

20 m x 50 m oder 25 m x 40 m betragen. Wenn die maximale Höhe nicht ausgeschöpft wird, kann sich das Volumen 

auch auf eine Grundfläche von 20 m x 60 m bei einer Höhe von 12,5 m verteilen.  
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5.5 Obergrenzen nach der BauNVO  

§ 17 BauNVO sieht Obergrenzen für die Festsetzungen der GRZ, GFZ und BMZ bei Aufstellung, Änderung oder Er-

gänzung von Bauleitplänen vor. Durch die Festlegung der Obergrenzen sollen negative Auswirkungen durch zu hohe 

bauliche Dichte des Grundstücks vermieden werden. Die Obergrenzen gelten nur in Baugebieten nach § 2 – 11 

BauNVO, für andere Flächen in einem Bebauungsplan gelten diese nicht (z.B. Gemeinbedarf und Grünflächen). 

Die Obergrenzen werden in der Tabelle § 17 Abs. 1 BauNVO als Dezimalzahlen festgelegt. Sie gelten auch, wenn 

das Maß der baulichen Nutzung als absolute Zahl für die GR, GF oder BM oder keine dieser Größen festgesetzt ist. 

In diesen Fällen ist für jedes Grundstück zu prüfen, ob eine Überschreitung  der Obergrenzen eintreten kann. Das 

festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist stets zu begründen, insbesondere bei Über- bzw. Unterschreitungen 

(sparsamer Flächenverbrauch).  

Überschreitungen der Obergrenzen 

Eine Überschreitung der Obergrenzen ist aus städtebaulichen Gründen unter bestimmten Voraussetzungen 

(§ 17 Absatz 2 BauNVO) zulässig (gilt nicht für Wochenendhaus- und Ferienhausgebiete). Musste vor der Novelle 

2013 eine „städtebauliche Ausnahmesituation“ vorliegen, setzt nach der neuen Regelung eine Überschreitung nicht 

mehr voraus als das, was nach § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB ohnehin Voraussetzung jeder Regelung in einem Bauleitplan 

ist, nämlich dass sie im städtebaulichen Sinn erforderlich ist. So darf z.B. die Absicht verfolgt werden, in einer in-

nerstädtischen Lage eine Nachverdichtung zu erreichen oder der Innenentwicklung Vorrang vor der Außenentwick-

lung zu geben. 

Für eine Überschreitung müssen die vom Gesetzgeber genannten Voraussetzungen erfüllt sein: 

 Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden nicht beeinträchtigt (z.B. 

durch Beachtung der bauordnungsrechtlichen Vorschriften über Abstandsregelungen). 

 Nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt werden vermieden (z.B. Auswirkungen auf die Bodenversiege-

lung). 

Es muss dargelegt werden durch welche Umstände oder Maßnahmen die Überschreitungen ausgeglichen werden, 

z.B. Ausrichtung des Plangebiets nach Südwesten, Lage der Baukörper im Plangebiet, in der Nähe befindliche öf-

fentliche Parkanlage. Die Ausgleichsmaßnahmen müssen grundsätzlich im Bebauungsplan festgesetzt werden. 

Mit der Anforderung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sollen städtebauliche Missstände verhindert werden, 

aber nicht jede Überschreitung führt automatisch zu einer Beeinträchtigung der allgemeinen Anforderungen an ge-

sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. So kann durch das Zusammenspiel von Maßbestimmungsfaktoren (Höhe der 

baulichen Anlagen) und der Anordnung der Baukörper sichergestellt sein, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-

nisse auch bei einer Überschreitung gewahrt sind. Die Anforderungen an die gesunden Wohn- und Arbeitsverhält-

nisse beziehen sich insbesondere auf die Belichtung, Besonnung und Belüftung der Wohnungen und Arbeitsstätten 

(§ 136 Abs. 3 Nr. 1a BauGB).  

Besonnung und Belichtung 

Gesetzlich festgelegte Grenz-, Richt- oder Orientierungswerte bestehen für das Maß einer ausreichenden Beson-

nung oder Belichtung nicht. Zur Orientierung können allerdings die Empfehlungen der DIN 5034 (Tageslicht in Innen-

räumen) für eine ausreichende Besonnung herangezogen werden. 

Nach der DIN 5034-1 Abschnitt 4.4 gilt eine Wohnung als ausreichend besonnt, wenn ein Wohnraum der Wohnung 

am 17. Januar für mindestens eine Stunde besonnt ist. Als Nachweisort gilt die Fenstermitte in Fassadenebene. 

Für die Beurteilung einer ausreichenden Besonnung von Außenwohnbereichen kann die alte Fassung
1
 der DIN 5034 

herangezogen werden. In der alten Fassung der DIN 5034 wurde als Kriterium genannt, das ein Wohnraum einer 

Wohnung zur Tag- und Nachtgleiche (21. März bzw. 23. September) mindestens 4 Stunden besonnt sein sollte. Die-

ser Stichtag bildet allerdings insbesondere die gesundheitlich relevanten Wintermonate nur unzureichend ab. Im 

Winter ist eine ausreichende Versorgung von Aufenthaltsräumen mit Tageslicht eine Voraussetzung sowohl für die 

Gesundheit und das Wohlbefinden, als auch für die Leistungsbereitschaft von Menschen, die sich in Gebäuden auf-

halten. Daher eignet sich dieses Kriterium eher für die Beurteilung einer ausreichenden Besonnung von Außen-

wohnbereichen (Balkone, Loggien, Terrassen etc.), deren übliche Nutzungszeit insbesondere in dem Zeitraum zwi-

schen den Tag- und Nachgleichen liegt. 

                                                           
1 Ausgabe Februar 1983 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=1&x=3
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Die Besonnungsdauer ist allerdings lediglich ein Indiz für das Maß der Tageslichtversorgung. Diese ließe sich durch 

Ermittlung der sog. Globalstrahlung
2
, ausgedrückt in Watt/m

2
, ermitteln. Allerdings bestehen keine quantifizierbaren 

Maßstäbe, die eine Beurteilung erlauben würden.  

Die Versorgung mit Tageslicht in den Gebäuden ist zudem von vielen Faktoren abhängig, die im Rahmen eines Be-

bauungsplans nicht mit dem Festsetzungsgrund Belichtung / Besonnung beeinflussbar sind, z.B.: 

 Fensterflächenanteil- und Anordnung, 

 Geschosshöhen, 

 Ausrichtung der Aufenthaltsräume innerhalb des Gebäudes, 

 Raumtiefen, 

 Maisonette-Typen, um schlechte Belichtungsverhältnisse in unteren Geschossen ausgleichen zu können, 

 farbliche Fassadengestaltung, 

 Einsatz von Lichtleitertechnik in den Gebäuden. 

Aus gestalterischen Gründen können Festsetzungen zu Geschosshöhen und die farbliche Fassadengestaltung fest-

gesetzt werden. Auch in begleitenden städtebaulichen Verträgen sind diese Faktoren regelbar. 

Geeignete Festsetzungen in Bebauungsplänen können aber städtebauliche Voraussetzungen für eine gute Tages-

lichtversorgung schaffen. Hierzu zählen z.B.: 

 Ausrichtung der Baukörper, 

 Einschnitte oder Höhenstaffelungen der Baukörper, 

 geringe Baukörpertiefen, um ein „Durchwohnen“ zu besser belichteten Gebäudeseiten zu erleichtern. 

Zudem sollte geprüft werden, ob standardisierte Festsetzungen zur Beschreibung von ausnahmsweise zulässigen 

Dachaufbauten oder auskragenden Bauteilen in schlecht belichteten Situationen getroffen werden oder wenigstens 

mit einer Ergänzung versehen werden sollten, dass von diesen keine weitere wesentliche Verschattung ausgehen 

darf. 

Die nachfolgenden Festsetzungsbeispiele sind in diesem Zusammenhang als Anregungen zu verstehen: 

„Technikgeschosse und technische Aufbauten sind ausnahmsweise über der festgesetzten Gebäudehöhe bzw. 

über den festgesetzten Vollgeschossen zulässig, wenn die Gestaltung des Gesamtbaukörpers und das Ortsbild 

nicht beeinträchtigt werden und diese keine wesentliche Verschattung der Nachbargebäude / Grundstücke 

und der Umgebung bewirken. Technische Aufbauten, deren Einhausung und Technikgeschosse sind mindes-

tens 2,5 m von der Außenfassade zurückzusetzen.“ 

„Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Balkone, Erker, Loggien und Sichtschutzwände kann ausnahms-

weise bis zu einer Tiefe von 1,5 m zugelassen werden, wenn die Gestaltung des Gesamtbaukörpers nicht beein-

trächtigt wird und diese keine wesentliche Verschattung der benachbarten Nutzungen und der Umgebung 

bewirken.“  

Unterschreitungen der Abstandsflächen 

Bei einem Zusammentreffen einer Überschreitung der Obergrenze für das Maß der baulichen Nutzung nach § 17 

BauNVO und der Unterschreitung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächenregelungen kann ein städte-

baulicher Missstand drohen. Die Unterschreitung der bauordnungsrechtlich freizuhaltenden Abstandsflächen 

(§ 6 Absatz 5 HBauO) sollte nicht zum Regelfall werden. Die Einhaltung der Abstandsflächen ist aber besonders auf 

Grundstücken in stark verdichteten Innenstadtlagen schwierig bis unmöglich. Die Bauaufsichtsbehörden können un-

ter den Voraussetzungen des § 69 HBauO Abweichungen von den Abstandsflächenvorschriften zulassen. Das setzt 

nach § 71 HBauO die Beteiligung und ggf. auch die Zustimmung des Nachbarn voraus. Der Plangeber hat zudem 

die Möglichkeit abweichende Abstandsflächentiefen durch mittelbare und unmittelbare Festsetzungen in Bebau-

ungsplänen (z.B. § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB) zu treffen. Der § 9 Abs. 1 Nr. 2a wurde mit der BauGB-Novelle 2007 ein-

geführt. Anlass war die Änderung der Musterbauordnung 2002, durch die gegenüber der zuvor geltenden Muster-

bauordnung 1997 eine erhebliche Reduzierung der Regelabstandsflächentiefe erfolgte (von 1,0 h auf 0,4 h). Durch 

die Festsetzungsmöglichkeit sollten die Gemeinden eigentlich in die Lage versetzt werden, aus städtebaulichen 

Gründen wieder größere Abstandsflächen festzusetzen.  

Die Festsetzung von geringeren Abstandsflächentiefen muss ausreichend abgewogen und begründet werden. Die 

Auswirkungen der Unterschreitung auf die nachfolgend aufgeführten Aspekte müssen sorgfältig ermittelt und erfasst 

werden. Abschließend müssen trotz etwaiger Einschränkungen noch gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse ge-

währleistet sein. 

                                                           
2
 Bei der Globalstrahlung handelt es sich um die Summe der Strahlungsflüsse aus der direkten Sonnenstrahlung und der diffusen Himmels-

strahlung. Diese Unterscheidung beruht auf dem Sachverhalt, dass auch im Falle der abgeschatteten Sonne (z.B. durch Gebäude) bzw. bei 
bedecktem Himmel Tageshelligkeit besteht und somit die diffusen Anteile des Sonnenlichts als Himmelsstrahlung wirksam werden. 
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Folgende Aspekte müssen in der Abwägung berücksichtigt und entsprechend in der Begründung dargelegt werden: 

 Belichtung und Belüftung (evtl. Belichtungs- oder Verschattungsstudie), 

 Brandschutz (evtl. Brandschutzgutachten), 

 Beeinträchtigung von Aussichtsmöglichkeiten,  

 Schaffung unerwünschter Einsichtnahme, 

 Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und des Umbaus vorhandener Ortsteile, 

 Baukultur und Gestaltung des Ortsbildes, 

 Stärkung der Innenentwicklung (Nachverdichtung), 

 Private Belange: Nutzbarkeit der benachbarten Grundstücke. 

Der Brandschutz muss sichergestellt sein und die Belichtungsverhältnisse müssen noch gesunde Wohn- und Ar-

beitsverhältnisse ermöglichen. Die anderen Faktoren sind eher weiche Faktoren, die gegenüber den anderen Belan-

gen zurückgestellt werden können. 

Baugenehmigungsverfahren 

Durch die Teilung eines Grundstücks im Geltungsbereich eines Bebauungsplans dürfen keine Verhältnisse entste-

hen, die den Festsetzungen des Bebauungsplans widersprechen (§ 19 Abs. 2 BauGB). Wird durch Teilung eines 

Grundstücks das festgesetzte Maß der Nutzung und damit gegebenenfalls auch die Obergrenzen nach 

§ 17 Absatz 2 BauNVO überschritten, kann die Bauaufsichtsbehörde diese Teilung nicht verhindern, sondern ledig-

lich nachträglich gemäß § 19 Absatz 2 BauGB und § 76 Abs. 4 HBauO gegen diese vorgehen und die Herstellung 

baurechtskonformer Zustände verlangen. 

 

5.6 Zahl der Vollgeschosse (Z) (§ 16 Abs. 3 und Abs. 4 BauNVO, § 20 BauNVO) 

 

    Zahl der Vollgeschosse 

 

 z.B. II   als Höchstmaß 

 

 z.B. III - IV  als Mindest - und Höchstmaß 

 

 z.B. V  zwingend  

Nach § 20 Abs. 1 BauNVO gelten solche Geschosse als Vollgeschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften 

Vollgeschosse sind oder auf ihre Zahl angerechnet werden. 

Definition Vollgeschoss nach § 2 Absatz 6 HBauO  

Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die Geländeoberfläche 

hinausragt und die eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben (also: Vollgeschosse sind oberirdische Ge-

schosse mit einer lichten Höhe von 2,30 m.). Das oberste Geschoss und Geschosse im Dachraum sind Vollge-

schosse, wenn sie diese Höhe [lichte Höhe von 2,30 m] über mindestens zwei Drittel der Geschossfläche des 

darunterliegenden Geschosses haben. 

In Hamburg ist bei Bauantragsverfahren und bei der Bestimmung der Vollgeschosse stets die aktuelle Fassung der 

HBauO anzuwenden. 

Die Zahl der Vollgeschosse kann nach § 16 Abs. 4 BauNVO zwingend oder als Höchstmaß festgesetzt werden 

(Abb. 5/10). Bei einer zwingenden Festsetzung (z.B. für eine geschlossene Randbebauung) darf die Zahl der Vollge-

schosse weder unter- noch überschritten werden; neben dem Höchstmaß kann zugleich ein Mindestmaß festgesetzt 

werden (Abb. 5/11). Die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse als zwingend bedeutet, dass sie gem. § 30 BauGB 

einzuhalten ist. Eine Abweichung nach unten oder oben würde einen Widerspruch zu den Festsetzungen des Be-

bauungsplans bedeuten und zur Unzulässigkeit eines Vorhabens führen. Für zwingende Festsetzungen und die 

Festsetzung eines Mindestmaßes müssen städtebauliche Gründe gegeben sein, die in der Begründung des Bebau-

ungsplans unter Beachtung des Abwägungsgebots (§ 1 Absatz 6 BauGB) darzulegen sind. Solche Gründe können 

z.B. in der  Schließung von Baulücken in erhaltenswerten Ortsteilen oder in Denkmalbereichen oder in der Bedeu-

tung für den Umweltschutz liegen (z.B. Höhenfestsetzung für Gebäude im Zusammenhang mit Lärmschutz). Da 

zwingende Festsetzungen für den Eigentümer eine besondere Härte bedeuten können und dieses auch beabsichtigt 

ist, muss in der Begründung besonders darauf eingegangen werden.  

Werden Höchst- und Mindestmaße festgesetzt, so sind im Baugenehmigungsverfahren die Vorschriften des § 6 Ab-

satz 8 HBauO zu beachten (zu Unterschreitung der Abstandsflächen siehe Ziffer 5.5). 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=30
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Die Geschosszahl kann für unterschiedliche Gebäudeteile getrennt bestimmt werden. 

Im Hanggelände kann es notwendig sein, für die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse eine Bezugsebene (z.B. 

die Geländeoberfläche) im Bebauungsplan festzulegen (§ 2 Absatz 6 HBauO). Beispiel für Text (§ 2): 

Für die Berechnung der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse gilt die ..... straße als Bezugsebene. 

 

  
Abb. 5/10 Abb. 5/11 

Werden aus besonderen städtebaulichen Gründen Festsetzungen für bestimmte Geschosse getroffen, sind über die 

Ausbildung des Geschosses Aussagen im Text (§ 2) zu treffen; Beispiel: 

Im allgemeinen Wohngebiet ist das fünfte Vollgeschoss dachartig mit einer Neigung von höchstens 60 Grad 

auszubilden. 

Bei der Festsetzung ist zu prüfen, ob für die darüber liegenden Geschosse weitere Aussagen zu treffen sind, Bei-

spiel: 

 Darüber ist kein weiteres Geschoss zulässig. 

 

5.7 Dachgeschosse, Nicht-Vollgeschosse, weitere Geschosse 

 

Im Bebauungsplan können neben den Festsetzungen zu Vollgeschossen auch Festsetzungen zu Nicht-

Vollgeschossen getroffen werden. Da der § 20 der BauNVO aber nur von Vollgeschossen spricht, sind es Festset-

zungen über die bebaubare Grundstücksfläche z.B. oberhalb des obersten tatsächlichen Vollgeschosses oder ober-

halb des obersten zulässigen Vollgeschosses (§ 23 i.V.m. § 16 Absatz 5 BauNVO).  

Die Definition welche Geschosse als Nicht-Vollgeschosse gelten findet sich ebenfalls in den landesrechtlichen Vor-

schriften (§ 2 Absatz 6 HBauO). 

Die HBauO verwendet den Begriff Staffelgeschoss nicht, daher sollte auch in den Festsetzungen auf diesen Begriff 

verzichtet werden. In der HBauO sind Vollgeschosse, Geschosse im Dachraum und das oberste Geschoss definiert. 

  

Definition sog. „zurückgesetzte Geschosse“ 

Ein „Staffelgeschoss“ oder „zurückgesetztes Geschoss“ ist ein Geschoss, bei dem eine oder mehrere Außenwän-

de gegenüber dem darunter liegenden Geschoss zurückgesetzt sind. „Staffelgeschosse“ gelten nach HBauO als 

Vollgeschosse, wenn ihre Grundfläche bei einer lichten Höhe von mindestens 2,3 m mehr als zwei Drittel der 

Grundfläche des darunterliegenden Geschosses beträgt (§ 2 Absatz 6 HBauO). Wenn mehrere Geschosse über-

einander gestaffelt werden, so sind die Geschosse unterhalb des obersten Geschosses in jedem Fall als Vollge-

schosse zu zählen, da oberirdische Geschosse mit einer lichten Höhe von 2,30 m Vollgeschosse sind und die 

HBauO von dem obersten Geschoss spricht (siehe Definition Vollgeschoss).  
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Ausführungsbeispiele für IV Vollgeschosse + I gestaffeltes Geschoss  

 

 

  

Abb. 5/12  

Zukünftig sollte darauf verzichtet werden die Zahl der „zurückgesetzten Geschosse“ durch ein S anzugeben, da der 

Begriff keine Aussage darüber trifft ob es sich um ein Vollgeschoss handelt. Das Privileg, nicht als Vollgeschoss zu 

zählen, genießt nur das oberste Geschoss, wenn es die Vorrausetzungen nach § 2 Absatz 6 Satz 3 HBauO erfüllt. 

Das bedeutet bei der Anordnung von mehreren „Staffel- oder Atriumgeschossen“ übereinander zählen alle Geschos-

se bis auf das oberste als Vollgeschosse. Bei einer Festsetzung von bspw. V + II S könnte es deshalb zu dem Miss-

verständnis kommen, dass zusätzlich zu den fünf Vollgeschossen noch zwei weitere Nicht-Vollgeschosse zulässig 

sind. Dem ist aber aus den o.g. Gründen nicht so (Abb. 5/13).  

Ausführungsbeispiel für V Vollgeschosse + II gestaffelte Geschosse  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 5/13 In dieser Ausführung wären es VI Vollgeschosse 

 

Gestaffelte Geschosse sollten durch zurückgesetzte Baulinien/Baugrenzen festgesetzt werden ( Abb. 5/14 und 5/15). 

Wenn über den angegebenen Geschossen keine weiteren Nichtvollgeschosse zulässig sein sollen sind hierüber 

Festsetzungen zu treffen. Beispiel: 

Im ... Wohngebiet sind über dem obersten Vollgeschoss weitere Geschosse unzulässig. 

Diese Festsetzung ist nicht erforderlich, wenn die Höhe baulicher Anlagen (z.B. Gebäudehöhe) festgesetzt 

wird. 

  

Abb. 5/14 Abb. 5/15 

 

kein Vollgeschoss (≤ 2/3) 

Vollgeschoss 

kein Vollgeschoss (≤ 2/3) 

Vollgeschoss 
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Wenn eine einheitliche Gestaltung von Gebäuden auf mehreren Grundstücken angestrebt wird, so ist die Zahl der 

Vollgeschosse und die Zahl der gestaffelten Geschosse jeweils zwingend festzusetzen (Abb. 5/16); hierfür muss eine 

besondere städtebauliche Begründung vorliegen. 

 

Abb. 5/16 

Im Text (§ 2) sind evtl. Festsetzung zu den Einzelheiten der Staffelung zu bestimmen; Beispiele: 

Das oberste Geschoss ist allseitig um …  m zurückzusetzen. 

Das oberste Geschoss ist an der Vorder- und Rückseite des Gebäudes um … m und an den freistehenden 

Giebeln um …  m zurückzusetzen. 

Das VII Geschoss ist an der Vorder- und Rückseite des Gebäudes um … m und an den freistehenden Gie-

beln um …  m zurückzusetzen. 

 

5.8 Höhe baulicher Anlagen (HA, GH, FH) (§ 18 BauNVO) 

 

GH Gebäudehöhe 

 

FH Firsthöhe 

 

HA Höhe baulicher Anlagen 

 

 

z.B. GH 12,7 Gebäudehöhe bezogen auf NN, 

 als Höchstmaß 

 

z.B. FH 12 bis 14 Firsthöhe bezogen auf NN, 

 als Mindest- und Höchstmaß 

 

z.B.  FH  12 Firsthöhe bezogen auf NN, 

 zwingend 

 

   Geländeoberfläche bezogen auf NN 

 

Wenn aus städtebaulichen Gründen die Gesamthöhe eines Gebäudes genauer definiert werden soll, kann dieses 

nicht durch die Festsetzung von Vollgeschossen erreicht werden, da die Höhe der Vollgeschosse nicht eindeutig be-

stimmt ist. 

Für eine Höhenbegrenzung (§ 16 BauNVO) kommt allgemein die Bestimmung der Höhe baulicher Anlagen (HA), ei-

ner Gebäudehöhe (GH) Abb. 5/17 oder einer Firsthöhe (FH) in Betracht, u.a. wenn eine Höhenentwicklung verhin-

dert oder erreicht werden soll. Im Einzelfall kann die Festsetzung einer Traufhöhe auch im Zusammenhang mit der 

Festsetzung der Dachneigung stehen (Abb. 5/18)  

jeweils in m über einem 

Bezugspunkt (NN, Gehweg …) 
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Abb. 5/17 Abb. 5/18 

Die Höhenbegrenzung kann auch zwingend oder als Höchstmaß festgesetzt werden. Mit dem Höchstmaß kann zu-

gleich ein Mindestmaß festgesetzt werden (§ 16 Absatz 4 BauNVO). Bei der Festsetzung der Höhe baulicher Anla-

gen ist zu beachten, ob z.B. Richtfunktrassen oder Höhenbeschränkungen in der Nähe von Flughäfen, Landeplätzen 

oder Segelfluggeländen nach § 12 oder § 17 LuftVG betroffen sein können. Ist die Höhe baulicher Anlagen  zwin-

gend festgesetzt, so können nach § 18 Absatz 2 BauNVO im Genehmigungsverfahren nur noch geringfügige Abwei-

chungen zugelassen werden. Da die zwingende Festsetzung der Höhe einer baulichen Anlage oder die Festsetzung 

eines Mindestmaßes ein sehr weitgehender Eingriff in die Baufreiheit und für den Bauherren eine besondere Härte 

bedeuten kann, ist in der Begründung darauf hinzuweisen, warum diese Festsetzung notwendig ist und die städte-

baulichen Gründe müssen genannt werden. 

Höhe Baulicher Anlagen 

Bei Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen (HA) ist zu beachten, dass im Gegensatz zu einer festgesetz-

ten Gebäudehöhe (GH) auch Türme, Schornsteine, Antennen usw. mit in die Höhe einbezogen sind. Mit der 

Höhe baulicher Anlagen (HA) können daher auch bauliche Anlagen, deren Höhenbegrenzung durch eine 

Gebäudehöhe nicht ausreichend bestimmt ist, in ihrer Höhenentwicklung städtebaulich eindeutig eingeordnet 

werden. Die Höhe baulicher Anlagen (HA) sollte eingesetzt werden, wenn eine absolute Höhe nicht über-

schritten werden soll (auch nicht durch Nebenanlagen, z.B. Dachaufbauten). Die Festlegung eines Bezugs-

punktes für die Ermittlung der Höhe ist erforderlich, z.B. bezogen auf Normalnull (NN) oder auf die festge-

setzte Geländeoberfläche (§ 18 Absatz 1 BauNVO). 

 

Sockelhöhe 

Aus städtebaulichen oder gestalterischen Gründen kann es auch notwendig sein, ein Mindest- oder Höchstmaß der 

Oberkante des Fußbodens des ersten Geschosses festzusetzen, so können überhohe Sockel- oder Souterrainge-

schosse verhindert oder ermöglicht werden. Beispiel: 

Außer auf den mit „(C)“ bezeichneten Flächen muss die Oberkante des Fußbodens des ersten Ober-

geschosses mindestens…  m und höchstens …  m über der angrenzenden Geländeoberfläche liegen. 

Die Rechtsgrundlage für diese Festsetzungen ist § 9 Abs. 3 BauGB. In Betracht kommen auch Festsetzungen auf-

grund einer Gestaltungsverordnung nach § 81 HBauO in Verbindung mit § 9 Absatz 4 BauGB und § 5 Bauleitplan-

feststellungsgesetz. 

Höhenbegrenzungen erfolgen durch Planzeichen; sie sind in das Baugebiet oder den entsprechend abgegrenzten 

Teil des Gebiets einzutragen. Bei unterschiedlichen Höhen innerhalb des Baugebiets-, Grundstücken oder baulichen 

Anlagen müssen die Maßfestsetzungen räumlich gegenständlich eindeutig bestimmt und voneinander abgegrenzt 

werden. Dies kann durch Baugrenzen und Baulinien oder durch die sonstige Abgrenzungslinie (z.B. bei großen Flä-

chenausweisungen) erfolgen. 

5.9 Ausnahmen von Festsetzungen 

Im Bebauungsplan können nach Art und Umfang bestimmte Ausnahmen von dem festgesetzten Maß der baulichen 

Nutzung vorgesehen werden (§ 16 Absatz 6 BauNVO). Dies ist nicht gleichbedeutend mit einer Überschreitung der 

Obergrenzen, diese sind auch bei einer Festsetzung nach § 16 Absatz 6 BauNVO einzuhalten.  

Art, Umfang, und sonstige Regelungen für Ausnahmen sind durch Text (§ 2) festzulegen; Beispiel: 
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Im Gewerbegebiet kann eine Überschreitung der Zahl der Vollgeschosse um ein Vollgeschoss im 

Rahmen der festgesetzten Geschossflächenzahl zugelassen werden. 

Technikgeschosse und technische oder erforderliche Aufbauten, wie Treppenräume, sind ausnahms-

weise, auch über der festgesetzten Gebäudehöhe, zulässig, wenn die Gestaltung des Gesamtbaukör-

pers und das Ortsbild nicht beeinträchtigt werden und diese keine wesentliche Verschattung der Nach-

bargebäude und der Umgebung bewirken. 

Für die Ausnahmen können Nebenbestimmungen und Auflagen festgelegt werden, Beispiel: 

Technikgeschosse, Technische Aufbauten und deren Einhausung sind mindestens …  m von der Au-

ßenfassade zurückzusetzen.  

 


